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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Registrierung und 
des Datenaustausches zu aufenthalts- und asylrechtlichen Zwe-
cken (Datenaustauschverbesserungsgesetz)

Der Bundesrat hat in seiner 940. Sitzung am 18. Dezember 2015 beschlossen, zu 

dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stel-

lung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b (§ 16 Absatz 5 Satz 2 AsylG),
Artikel 2 Nummer 8 Buchstabe b (§ 11 Absatz 1a AZRG)

a) Artikel 1 Nummer 2 ist wie folgt zu fassen:

'2. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 …< weiter wie Gesetzentwurf Buchstabe a >…

bb) In Satz 2 …< weiter wie Gesetzentwurf Buchstabe b >…

b) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort "ferner" die Wörter "von 

den Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 Absatz 1 für Zwecke der 

Unterbringungsverwaltung sowie" eingefügt.'

b) In Artikel 2 Nummer 8 Buchstabe b § 11 Absatz 1a sind nach dem Wort 

"Zwecken" die Wörter "sowie in den Aufnahmeeinrichtungen für Zwecke 

der Unterkunftsverwaltung" einzufügen.
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Begründung:

Die Nutzung von Fingerabdruckdaten ist in den Aufnahmeeinrichtungen auch 
für Zwecke der Unterbringungsverwaltung erforderlich, um eine zuverlässige 
Zugangskontrolle beziehungsweise Überprüfung der Berechtigung zum Bezug 
der dort zu gewährenden Leistungen (insbesondere Unterbringung und Ver-
pflegung) zu gewährleisten.

2. Zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a (§ 63a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 AsylG)

In Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a sind in § 63a Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 

nach den Wörtern "zuständige Aufnahmeeinrichtung" die Wörter "oder Ort der 

Inobhutnahme eines öffentlich rechtlichen Trägers gemäß § 42a des Achten Bu-

ches Sozialgesetzbuch" einzufügen.

Begründung:

Mit der Aufnahme der Ergänzung soll sichergestellt werden, dass die unbeglei-
teten minderjährigen Ausländerinnen und Ausländer, die nicht in einer Auf-
nahmeeinrichtung aufgenommen, sondern durch das Jugendamt in Obhut ge-
nommen werden, auch am Ort der Inobhutnahme registriert und erkennungs-
dienstlich behandelt (ED-behandelt) werden können.

3. Zu Artikel 2 Nummer 4 (§ 3 Absatz 2 Nummer 10 AZRG),

Nummer 10 (§ 18a Nummer 13 AZRG)

Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 4 ist § 3 Absatz 2 Nummer 10 wie folgt zu fassen:

"10. die Durchführung der Gesundheitsuntersuchung nach § 62 Absatz 1 

des Asylgesetzes sowie die Untersuchung auf Vorliegen einer an-

steckungsfähigen Lungentuberkulose nach § 36 Absatz 4 des Infek-

tionsschutzgesetzes, jeweils mit Ort und Datum,"

b) In Nummer 10 ist § 18a Nummer 13 wie folgt zu fassen:

"13. die Durchführung der Gesundheitsuntersuchung nach § 62 Absatz 1 

des Asylgesetzes sowie die Untersuchung auf Vorliegen einer an-

steckungsfähigen Lungentuberkulose nach § 36 Absatz 4 des Infek-

tionsschutzgesetzes, jeweils mit Ort und Datum,"
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Begründung: 

Grundsätzlich ist eine Einbeziehung von Daten zur bereits stattgefundenen 
Gesundheitsuntersuchung zu begrüßen, um beispielsweise Wiederholun-
gen nach einer Verlegung zu vermeiden. Da die Erstuntersuchung und das 
Röntgen (beziehungsweise eine entsprechende Untersuchung) zum Aus-
schluss einer Tuberkulose oft zeitlich und örtlich getrennt durchgeführt 
werden, sind hier Angaben zu Ort und Datum jeweils zur abgeschlossenen 
Erstuntersuchung sowie separat zur Untersuchung auf Lungentuberkulose 
nötig. 

4. Zu Artikel 2 Nummer 5 Buchstabe a (§ 6 Absatz 1 Nummer 1a AZRG)

Die Verpflichtung der Aufnahmeeinrichtungen zur Registrierung von Auslän-

dern entsprechend § 6 Absatz 1 Nummer 1a AZRG-E ist richtig; diese ist be-

reits im Asylgesetz verankert. 

Allerdings kann nicht ausgeschlossen werden, dass die grenznahen Aufnahme-

einrichtungen diese umfassende Registrierung nicht in jeder Lage tatsächlich 

bewältigen können werden. Wenn die Grenzkontrollen aufgehoben werden, ist 

wiederum ein unkontrollierter Zugang in die Bundesrepublik Deutschland mög-

lich, welcher vorrangig die erstangegangenen Aufnahmeeinrichtungen belasten 

wird. 

Die derzeit bestehende Situation der Grenzkontrollen mit dem Deutschlandaus-

gleich, der zum Teil in den Bearbeitungsstraßen vollzogenen Registrierung und 

die Zuführung in die Aufnahmeeinrichtung über Wartezentren, könnte sich je-

derzeit ändern. 

Selbst dieses System hat – auch bei "moderaten" Zugängen und der derzeit zeit-

lich weniger aufwändigen Registrierung – gezeigt, dass eine Vollregistrierung 

aller Ankommenden nicht möglich ist und ein Bedarf für einen Überlauf oder 

"Bypass" besteht.

Insbesondere sind vorrangig die Bundesbehörden in der Pflicht, die Ankom-

menden zu registrieren. Im Überlastungsfall der grenznahen Aufnahmereinrich-

tungen muss gewährleistet sein, dass die Erhebung und Übermittlung der Daten 

von allen nach diesem Gesetz zur Registrierung verpflichteten Behörden unver-

züglich sichergestellt wird.
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5. Zu Artikel 2 Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (§ 6 Absatz 2 Satz 3 

Nummer 4 AZRG)

In Artikel 2 Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb ist in § 6 Absatz 2 

Satz 3 Nummer 4 die Angabe "Nummer 1," durch die Wörter "Nummer 1 und 

soweit möglich" zu ersetzen.

Begründung: 

Die Polizeivollzugsbehörden der Länder haben Ausländer erkennungsdienst-
lich zu behandeln (§ 16 Absatz 1, § 19 Absatz 2 AsylG) und tragen somit zur 
Identifizierung dieses Personenkreises bei. Der Umfang der durch die Polizei-
vollzugsbehörden der Länder zu übermittelnden Daten hat sich deshalb grund-
sätzlich an den im Rahmen der erkennungsdienstlichen Maßnahmen erhobenen 
Daten zu orientieren. Dies sind in der Regel der Familienname, der Geburts-
name, die Vornamen, das Geburtsdatum, der Geburtsort, die Nationalität, das 
Geschlecht, Lichtbild und die Fingerabdruckdaten. Diese Daten genügen den 
Erfordernissen einer eindeutigen Identifizierbarkeit.

Darüber hinausgehende Daten werden von den Polizeien der Länder soweit 
möglich erhoben und übermittelt 

6. Zu Artikel 2 Nummer 7 Buchstabe b - neu - (§ 10 Absatz 2 Satz 2a - neu -

AZRG)

Artikel 2 Nummer 7 ist wie folgt zu fassen: 

'7. 10 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 …< weiter wie Gesetzentwurf >…

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

"Bei Ausländern nach § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 1 sind öffentliche 

Stellen befugt, das Ersuchen auch nur mit Lichtbild oder mit Fingerab-

druckdaten zu stellen." '

Begründung: 

Den öffentlichen Stellen wird die Befugnis eingeräumt, ein Ersuchen mittels 
Erhebung von Fingerabdruckdaten der Asylsuchenden, Asylantragsteller sowie 
unerlaubt Eingereisten oder unerlaubt aufhältigen Personen zu stellen. Dadurch 
wird im Sinne der schnellen Identifizierbarkeit und der Verwaltungsvereinfa-
chung ein einfacher Zugriff auf die Ausländerzentralregister-Daten des be-
troffenen Personenkreises ermöglicht. Fingerabdruckdaten sind dadurch für al-
le im Aufnahme- und Asylverfahren beteiligten Behörden nutzbar.
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7. Zu Artikel 2 Nummer 9a - neu - (§ 16 Absatz 1 Nummer 6 - neu - AZRG),
Nummer 13 Buchstabe b1 - neu - (§ 22 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 5a - neu - AZRG)

Artikel 2 ist wie folgt zu ändern:

a) Nach Nummer 9 ist folgende Nummer einzufügen:

'9a. In § 16 Absatz 1 Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein Komma 

ersetzt und folgende Nummer angefügt:

"6. Anschrift im Bundesgebiet." '

b) In Nummer 13 ist nach Buchstabe b folgender Buchstabe einzufügen:

'b1) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer eingefügt:

"5a. die Verwaltungsgerichte," '

Begründung: 

Die Änderungen zielen darauf ab, den Verwaltungsgerichten einen Abruf der
ladungsfähigen Anschrift des Betroffenen im automatisierten Abruf zu ermög-
lichen. Auf diese Weise können zeitaufwändige Nachfragen der Verwaltungs-
gerichte bei den Ausländerbehörden entfallen und der administrative Aufwand 
bei den Verwaltungsgerichten würde reduziert.

Hierfür werden die Verwaltungsgerichte in den Kreis der Berechtigten nach 
§ 22 Absatz 1 Satz 1 AZRG-E aufgenommen. Ferner wird § 16 Absatz 1 
AZRG um den Datensatz "die Anschrift im Bundesgebiet" (Nummer 6 - neu -) 
ergänzt. Da die in § 22 Absatz 1 Satz 1 AZRG aufgeführten Empfänger im au-
tomatisierten Abrufverfahren grundsätzlich alle Daten erhalten können, die 
ihnen auch vom Gesetz über das Ausländerzentralregister auf Ersuchen über-
mittelt werden dürfen, wäre den Verwaltungsgerichten somit ein unmittelbarer 
Abruf der ladungsfähigen Anschrift des Betroffenen im Rahmen des § 16 Ab-
satz 1 AZRG im automatisierten Verfahren möglich. Für den Abruf der ge-
nannten Daten gelten die allgemeinen Voraussetzungen des § 22 Absatz 2 
AZRG. 
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8. Zu Artikel 2 Nummer 11 (§ 18b, § 18b1 - neu - und § 18b2 - neu - AZRG),
Nummer 13 Buchstabe a0 - neu - (§ 22 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1a - neu - und Nummer 1b - neu - AZRG)

Artikel 2 ist wie folgt zu ändern:

a) Nummer 11 ist wie folgt zu fassen:

'11. Nach § 18a werden folgende §§ 18b, 18b1 und 18b2 eingefügt: 

"§ 18b

< … weiter wie Vorlage … >

§18b1

Datenübermittlung an die Gesundheitsämter und weitere für die Ge-
sundheitsuntersuchung nach § 62 des Asylgesetzes zuständigen behörd-

lichen Stellen

An die Gesundheitsämter und weitere für die Durchführung der Ge-
sundheitsuntersuchung nach § 62 Absatz 1 des Asylgesetzes zu-
ständigen behördlichen Stellen werden zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach dem Asylgesetz und dem Infektionsschutzgesetz auf Ersuchen die 
Grunddaten und folgende Daten übermittelt:

1. abweichende Namensschreibweisen, andere Namen, Alias-
personalien und Angaben zum Ausweispapier, 

2. AKN-Nummer, 

3. die Anschrift im Bundesgebiet, 

4. freiwillig gemachte Angaben zu Telefonnummern und E-Mail-
Adressen, 

5. begleitende minderjährige Kinder und Jugendliche und Elternteile, 
jeweils mit Familienname und Vornamen, 

6. die Durchführung der Gesundheitsuntersuchung nach § 62 Absatz 1 
des Asylgesetzes sowie die Untersuchung auf Vorliegen einer an-
steckungsfähigen Lungentuberkulose nach § 36 Absatz 4 des Infek-
tionsschutzgesetzes, jeweils mit Ort und Datum,

7. die Durchführung von Impfungen mit Art, Ort und Datum der je-
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weiligen Impfung.

§18b2

Datenübermittlung an die Jugendämter

An die Jugendämter werden zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem 
Achten Buch Sozialgesetzbuch auf Ersuchen die Grunddaten und fol-
gende Daten übermittelt:

1. abweichende Namensschreibweisen, andere Namen, Aliasperso-
nalien und Angaben zum Ausweispapier, 

2. AKN-Nummer, 

3. Angaben zum aufenthaltsrechtlichen Status und zu den für oder ge-
gen den Ausländer getroffenen aufenthaltsrechtlichen Entschei-
dungen, 

4. Angaben zum Asylverfahren, 

5. die Anschrift im Bundesgebiet, 

6. freiwillig gemachte Angaben zu Telefonnummern und E-Mail-
Adressen, 

7. das zuständige Land, die zuständige Aufnahmeeinrichtung und 
Ausländerbehörde, bei unbegleiteten minderjährigen Kindern und 
Jugendlichen das zuständige Jugendamt, 

8. die Durchführung der Gesundheitsuntersuchung nach § 62 Absatz 1 
des Asylgesetzes sowie die Untersuchung auf Vorliegen einer an-
steckungsfähigen Lungentuberkulose nach § 36 Absatz 4 des Infek-
tionsschutzgesetzes, jeweils mit Ort und Datum,

9. die Durchführung von Impfungen mit Art, Ort und Datum der je-
weiligen Impfung." '

b) In Nummer 13 ist dem Buchstaben a folgender Buchstabe voranzustellen:

'a0) Nach Nummer 1 werden folgende Nummern eingefügt:

"1a. die Gesundheitsämter und weitere für die Gesundheitsunter-

suchung nach § 62 des Asylgesetzes zuständigen Stellen,

1b. die Jugendämter," '
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Begründung:

Um den Zweck der in § 3 Absatz 2 Nummer 10 und 11 AZRG-E geregelten 
Datenerfassung zu erfüllen, ist es erforderlich, dass die Gesundheitsämter und 
weitere für die Gesundheitsuntersuchung nach § 62 AsylG zuständige Stellen 
sowie die Jugendämter Zugang zu den aufgeführten Daten haben. Doppelunter-
suchungen, insbesondere Röntgenuntersuchungen, können nur so vermieden 
werden. Zusätzlich ist im Ausbruchsfall gewährleistet, dass Daten zum Infekti-
onsstatus der zuständigen Behörde unmittelbar zur Verfügung stehen.

Die Zulassung der Gesundheitsämter und weiterer für die Gesundheits-
untersuchung nach § 62 AsylG zuständiger Stellen sowie der Jugendämter für 
das automatisierte Verfahren ist erforderlich, um zeitliche Verzögerungen im 
Verfahren zu vermeiden. 

9. Zu Artikel 2 Nummer 11 (§ 18c - neu - AZRG)

In Artikel 2 ist Nummer 11 wie folgt zu fassen:

'11. Nach § 18a werden folgende §§ 18b und 18c eingefügt:

"§ 18b

…< weiter wie Gesetzentwurf >…

§ 18c

Datenübermittlung an die für die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften 
zuständigen Behörden

An die für die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften zuständigen Be-
hörden werden zur Erfüllung ihrer Aufgaben zu Ausländern, die keine freizü-
gigkeitsberechtigten Unionsbürger sind, auf Ersuchen die Grunddaten und fol-
gende Daten übermittelt:

1. abweichende Namensschreibweisen, andere Namen, Aliaspersonalien, An-
gaben zum Ausweispapier, freiwillig gemachte Angaben zur Religionszu-
gehörigkeit und Staatsangehörigkeit,

2. AKN-Nummer,

3. Familienstand,

4. Angaben zum aufenthaltsrechtlichen Status und zu den für oder gegen den 
Ausländer getroffenen aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen,

5. Angaben zum Asylverfahren,

6. die Anschrift im Bundesgebiet,
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7. freiwillig gemachte Angaben zu Telefonnummern und E-Mail-Adressen,

8. begleitende minderjährige Kinder und Jugendliche und Elternteile jeweils 
mit Familienname und Vornamen,

9. das zuständige Bundesland, die zuständige Aufnahmeeinrichtung und Aus-
länderbehörde, bei unbegleiteten minderjährige Kindern und Jugendlichen 
das zuständige Jugendamt,

10. Schulbildung, Studium, Ausbildung, Beruf,

11. Sprachkenntnisse,

12. die Daten zur Durchführung eines Integrationskurses nach § 43 des Aufent-
haltsgesetzes und einer Maßnahme der berufsbezogenen Deutschsprachför-
derung nach § 45a des Aufenthaltsgesetzes,

13. die Durchführung der Gesundheitsuntersuchung nach § 62 Absatz 1 des 
Asylgesetzes (mit Untersuchung auf Vorliegen einer ansteckungsfähigen 
Lungentuberkulose) mit Ort und Datum,

14. die Durchführung von Impfungen, mit Art, Ort und Datum der jeweiligen 
Impfung." '

Folgeänderung:

In Artikel 3 ist Nummer 3 wie folgt zu fassen:

'3. Nach § 18c wird folgender § 18d eingefügt:

"§ 18d …< weiter wie Gesetzentwurf >…" '

Begründung:

Gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 1b AZRG-E werden die für die Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften zuständigen Behörden in den Fällen des § 2 Absatz 
1a und Absatz 2 Nummer 1 AZRG zur unverzüglichen Übermittlung von Da-
ten an die Registerbehörde verpflichtet. Diese Verpflichtung zur Übermittlung 
von Daten sollte mit einem entsprechenden Zugriffsrecht korrespondieren und 
die für die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften zuständigen Behörden 
sollten – wie die für die Erstaufnahmeeinrichtungen zuständigen Behörden –
Zugriff auf die oben genannten vorhandenen Daten erhalten.
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10. Zu Artikel 2 Nummer 13 Buchstabe a0 - neu - (§ 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

AZRG)

In Artikel 2 Nummer 13 ist dem Buchstaben a folgender Buchstabe voranzu-
stellen:

'a0) In Nummer 1 ist das Wort "Asylgesetzes," durch die Wörter "Asylgesetzes 
sowie die für die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften zuständigen 
Behörden," zu ersetzen.'

Begründung:

Gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 1b AZRG-E werden die für die Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften zuständigen Behörden in den Fällen des § 2 Absatz 
1a und Absatz 2 Nummer 1 AZRG zur unverzüglichen Übermittlung von Da-
ten an die Registerbehörde verpflichtet. 

Um dieses Zugriffsrecht effizient ausüben zu können, müssen auch die für die 
Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften zuständigen Behörden zum Ab-
ruf der Daten im automatisierten Verfahren zugelassen werden können.

11. Zu Artikel 2 Nummer 13 Buchstabe b1 - neu - (§ 22 Absatz 1 Satz 1

Nummer 5a - neu - AZRG) 

In Artikel 2 Nummer 13 ist nach Buchstabe b folgender Buchstabe einzufügen:

'b1) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer eingefügt:

"5a. die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit und der Verwaltungsgerichts-

barkeit," '

Begründung:

Neben den zahlreichen in § 22 AZRG aufgeführten Behörden sollen auch die 
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit und der Verwaltungsgerichtsbarkeit zum 
Abruf von Daten im automatisierten Verfahren zugelassen werden können. In 
beiden Gerichtsbarkeiten könnten damit Verfahren beschleunigt werden. 

In den Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist der ausländer-
rechtliche Status für eine Vielzahl von Sozialleistungsansprüchen entscheidend 
(vgl. zum Beispiel die Regelungen in § 7 Absatz 1 Satz 2 und 3 SGB II, § 23 
SGB XII, § 1 AsylbLG). Maßgeblich sind insoweit die von den Ausländerbe-
hörden erteilten Aufenthaltstitel. Da es bei diesen Ansprüchen weitgehend um 
existenzsichernde Leistungen geht, werden häufig Verfahren des einstweiligen 
Rechtsschutzes geführt. Ein schneller und unkomplizierter Zugriff auf die Da-
ten, die den Gerichten nach § 16 Absatz 1 und 2 AZRG zu übermitteln sind, 
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wäre ein wichtiger Beitrag für die Gewährung effektiven Rechtsschutzes. Da-
neben würde es für die Gerichte und auch für die oft alternativ zur Registerbe-
hörde angefragten Ausländerbehörden eine Arbeitserleichterung bedeuten, 
wenn die schriftlichen Anfragen und deren Beantwortung entfielen.

Für die ausländer- und asylrechtlichen Streitverfahren, die vor den Gerichten 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit geführt werden, enthalten die nach § 16 
Absatz 1 und 2 AZRG zu übermittelnden Daten ebenfalls notwendige Informa-
tionen, die die Gerichte aufgrund des Untersuchungsgrundsatzes von Amts we-
gen ermitteln müssen. Mit einer Zulassung zum automatisierten Verfahren 
könnte viel Zeit gewonnen werden, da die herkömmliche Übermittlung mitun-
ter mehrere Wochen in Anspruch nimmt. Gerade in der aktuellen Situation be-
steht ein großes öffentliches Interesse daran, dass die Gerichte der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit die bei ihnen anhängigen Asylverfahren, insbesondere die 
Eilverfahren, innerhalb kurzer Zeit zum Abschluss bringen. 

Ohnehin ist nicht ersichtlich, weshalb die Gerichte bislang von der Möglichkeit 
des automatisierten Datenabrufs aus dem Ausländerzentralregister ausgenom-
men sind. Für die Schlechterstellung im Vergleich zu den in § 22 AZRG aufge-
führten Behörden ist kein sachlicher Grund erkennbar, zumal die Gerichte zum 
Datenabruf aus der Visadatei im automatisierten Verfahren zugelassen werden 
können (vgl. § 32 Absatz 1 Nummer 9, § 33 Satz 1 AZRG).

12. Zu Artikel 2 (Löschung der Daten im Ausländerzentralregister)

Der Bundesrat bittet, Verfahren vorzusehen, die es der Registerbehörde ermög-

lichen, selbst und eigenverantwortlich die Voraussetzungen für eine Löschung 

von nicht mehr benötigten Daten zu prüfen beziehungsweise abzufragen.

Begründung: 

Es muss sichergestellt sein, dass nicht mehr benötigte Daten auch tatsächlich
gelöscht werden. Nach der bisherigen und von dem Gesetzesentwurf nicht be-
troffenen Regelung ist die Registerbehörde vor einer Löschung auf einen ent-
sprechenden Hinweis der die Daten übermittelnden Stellen angewiesen (vgl. 
§ 36 Absatz 2 Satz 2 AZRG). Dies ist bei der Vielzahl der beteiligten Behörden 
und der mit den Daten eventuell verfolgten Zwecken nicht ausreichend. 
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13. Zum Gesetzesentwurf allgemein

Der Bundesrat hält es für erforderlich, dass im weiteren Gesetzgebungsverfah-

ren geprüft wird, ob

a) zusätzliche Sicherungsmaßnahmen gegen Missbrauch vorzusehen sind, 

zum Beispiel durch Markierung des Zweckes sowie der Herkunft der Daten 

und eines gesetzlichen Ausschlusses der Rasterung der Daten;

b) hinreichende flankierende technische Sicherheitsmaßnahmen vorhanden 

sind, die eine Trennung der zu unterschiedlichen Zwecken erhobenen und 

gespeicherten Daten sicherstellen. 

Begründung: 

Der erforderliche Datenschutz ist gerade bei der von der Bundesregierung ge-
wählten Datenbanklösung durch entsprechende Vorschriften und Verfahren zu 
gewährleisten. Die Zweckbindung und der Trennungsgrundsatz sind sicherzu-
stellen.

14. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat stellt fest, dass die Kosten, die mit der flächendeckenden Einfüh-

rung des Ankunftsnachweises und der Einrichtung einer einheitlichen Flücht-

lingsdatenbank für die Haushalte von Ländern und Kommunen verbunden sein 

werden, im Gesetzentwurf der Bundesregierung nur unzureichend spezifiziert 

und ausgewiesen sind. Er bittet die Bundesregierung, im weiteren Gesetzge-

bungsverfahren in Abstimmung mit den Ländern eine nachvollziehbare Ein-

schätzung der insbesondere auf Seiten der Aufnahmeeinrichtungen nach dem 

Asylgesetz entstehenden Umstellungs- und Vollzugskosten vorzulegen. Der 

Bundesrat fordert die Bundesregierung zudem dazu auf, eine Übernahme etwai-

ger in den Haushalten von Ländern und Kommunen in Umsetzung des Gesetzes 

zusätzlich entstehender Kosten durch den Bund sicherzustellen.

Begründung:

Der Gesetzentwurf beinhaltet eine starke Verlagerung von Aufgaben vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf die Erstaufnahmeeinrichtungen 
und belastet die Haushalte der Länder dadurch in erheblichem Maße. Insbe-
sondere soll die ED-Behandlung auf die Länder übergehen, und die Einführung 
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des Auskunftsnachweises bedeutet eine völlig neue Qualität der Aufgaben-
wahrnehmung mit erheblichen zusätzlichen Personal- und Sachkosten. 

Die den Ländern in diesem Bereich entstehenden zusätzlichen Kosten werden 
im Gesetzentwurf nicht explizit ausgewiesen. Die Hinweise unter Abschnitt E 
Nummer 3 des Vorblatts des Gesetzentwurfs, wonach bei der Bundespolizei, 
der Bundesagentur für Arbeit sowie bei Ländern und Kommunen Umstel-
lungskosten für die Anpassung der IT-Systeme in nicht quantifizierbarer Höhe 
entstehen, sind nicht ausreichend.

15. Zum Gesetzentwurf allgemein

a) Aus Sicht des Bundesrates ist der vorliegende Gesetzentwurf grundsätzlich 

zu begrüßen. Der Bundesrat unterstützt die Zielstellung, Asylverfahren zu 

beschleunigen und effizienter zu gestalten.

b) Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ist aber die Notwendigkeit umfangs-

reicher praktischer Änderungen verbunden. Für die Umsetzung müssen die 

sächlichen, technischen und personellen Voraussetzungen geschaffen wer-

den. Vor diesem Hintergrund ist aus Sicht des Bundesrates eine Übergangs-

regelung und eine Regelung für die Behandlung von Altfällen erforderlich.

c) Aus Sicht des Bundesrates ist zudem insbesondere auch unter Kapazitätsge-

sichtspunkten sicherzustellen, dass nur erforderliche Daten erhoben und 

diese nur solange gespeichert werden, wie dies erforderlich ist. Für jede 

Personengruppe ist daher zu prüfen, welche Daten tatsächlich im weiteren 

Verfahren benötigt werden. Die personalintensive Erhebung von Daten, die 

später nicht benötigt wird, sollte auf das praktisch Unvermeidbare be-

schränkt sein, da hierdurch die Zielstellung beschleunigter Abläufe im Ver-

fahren konterkariert werden kann.

d) Mit Blick auf die Zuständigkeitsregelungen und den Gesamtregistrierungs-

aufwand in Asylverfahren weist der Bundesrat darauf hin, dass es für die 

Länder auch künftig bei der Notwendigkeit der Registrierung im System 

zur Erstverteilung von Asylbegehrenden (EASY) bleibt.

e) Aus Sicht des Bundesrates ist die bestehende Verantwortungsteilung zwi-

schen Bund (insbesondere Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) und 

Ländern bei der Registrierung und Erhebung von Daten im Übrigen weiter-

zuführen. Der Bundesrat bittet darum, dies gegebenenfalls durch eine ent-

sprechende Zuständigkeitsregelung klar- und sicherzustellen. 
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f) Gegebenenfalls kann dies durch eine Regelung im Asylgesetz erfolgen, 

nach der an den Standorten der Außenstellen des Bundesamtes für Migrati-

on und Flüchtlinge gemeinsame Registrierungseinheiten zu bilden sind und 

regelmäßig bereits bei der Erstaufnahme durch das Bundesamt Vorgangs-

nummern zu vergeben und mit dem Ankunftsnachweis zeitgleich auch die 

Aufenthaltsgestattung auszustellen sind.

g) Der Bundesrat bittet darum, die Änderungswünsche im weiteren Gesetzge-

bungsverfahren zu berücksichtigen.


